
54. LANDESDELEGIERTENKONFERENZ

15. März 2025 Schinkelhalle Potsdam

F2 Tagesordnungsvorschlag

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 25.02.2025

Tagesordnungspunkt: TOP 1 Begrüßung und Formalia

Antragstext

1 Die Landesdelegiertenkonferenz möge folgende Tagesordnung beschließen:

2 Samstag, 15. März 2025

3 Beginn 10:00 Uhr

4 TOP 1 Grußworte und Formalia

5 TOP 2 Politische Reden

6 TOP 3 Aussprache zur aktuellen politischen Lage

7 TOP 4 Leitantrag

8 TOP 5 Wahl Landesvorstand

9 TOP 6 Wahl Landesparteirat

10 TOP 7 Haushalt und Finanzen

11 TOP 8 Wahl Delegierte Frauenrat

12 TOP 9 Wahl Delegierte Diversitätsrat

13 TOP 10 Wahl Delegierte Länderrat

14 TOP 11 Wahl Landesschiedsgericht

15 TOP 12 Wahl Rechnungsprüfer*innen
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F2 Tagesordnungsvorschlag

16 TOP 13 Satzungsänderungen

17 TOP 14 Anträge Verschiedenes

18 Ende gegen 21 Uhr

19 Angaben von Uhrzeiten ohne Gewähr.



54. LANDESDELEGIERTENKONFERENZ

15. März 2025 Schinkelhalle Potsdam

L1 Investieren in Brandenburgs Zukunft – Fortschritt statt Stillstand

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 12.02.2025

Tagesordnungspunkt: TOP 4 Leitantrag

Antragstext

1 Die politische Landschaft in Brandenburg hat sich mit der neuen Landesregierung
aus SPD und BSW grundlegend verändert. Das BSW ist ohne Parlamentserfahrung und
mit nur 32 Mitgliedern im Landesverband in Regierungsverantwortung. Ob es dieser
Verantwortung gerecht werden kann, wird sich erst noch zeigen. Die SPD versucht
glaubhaft zu machen, dass sie in dieser Wahlperiode tatsächlich Dinge (Beispiel
Bürokratieabbau) verändern will. Dinge, die sie in über 30 Jahren
Regierungsverantwortung entweder selbst eingeführt hat oder seit Jahrzehnten
aussitzt. Dabei steht Brandenburg vor den größten Herausforderungen seit den
Wendejahren!

2 Der Rechtsextremismus bricht Bahn und nicht nur konservative Parteien machen hier
den gleichen Fehler wie überall in der Welt: Sie eifern mit den Rechtsextremen
und übernehmen deren Wordings, obwohl sie wissen, dass die Menschen immer das
Original wählen werden. Dem stellen wir uns gemeinsam mit allen, die diesen
Fehler erkennen, mit voller Kraft im ganzen Land entgegen.

3 Diese Kraft haben wir. Mit über 3.700 Parteimitgliedern senden die
Brandenburger*innen ein klares Signal: auch ohne parlamentarische Vertretung
kommen die bündnisgrünen Lösungsvorschläge an und müssen regelmäßig auf die
Tagesordnung gesetzt werden. Wir werden unseren Einfluss und unsere Verantwortung
für eine zukunftsfähige, gerechte und nachhaltige Entwicklung unseres
Bundeslandes wahrnehmen.

4 Nachdem sich CDU und SPD letztes Jahr geweigert haben noch einen Haushalt für
2025 aufzustellen, muss diese Hängepartie für das Land nun so schnell wie möglich
enden. Jetzt müssen die Weichen gestellt werden, für ein Land, das sich in seiner
größten Transformation behaupten kann. Investitionen in die Umsetzung des
Klimaplans und das Mobilitätsgesetz, die klimafreundliche Transformation der
Wirtschaft, den sozialen Zusammenhalt und die Förderung von Demokratie sind
entscheidend für ein nachhaltiges, lebenswertes und gerechtes Brandenburg.

5 Die Errungenschaften der letzten Landesregierung dürfen nicht zur Disposition
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stehen. Deshalb fordern wir die Landesregierung auf:

6 Schritt 1: Investitionen ermöglichen 

7 Sparen ohne zu Sparen erweist sich als Motto der neuen Landesregierung, wenn es
um nichtssagende Ankündigungen zum längst überfälligen Haushalt geht. Dabei
wissen die Brandenburger*innen, was auf dem Spiel steht: die Investitionen in die
Zukunft des Landes.

8 Die Ankündigung nicht kürzen zu wollen, während gleichzeitig keine neuen Mittel
für gestiegene Kosten und Investitionen eingestellt werden, ist in der Realität
eine Kürzung und kommt einem Ausbluten über Zeit nahe. Allgemeine
Kostensteigerungen gehen auch am Land Brandenburg nicht vorbei.

9 Brandenburg braucht Lehrer*innen, die sich keine Sorge darum machen müssen, dass
ihnen das Dach auf den Kopf fällt, weil es keine Programme zur Sanierung gibt.
Die Kommunen brauchen verlässliche Unterstützung zur Bewältigung der anstehenden
Herausforderung, egal ob es um die Rettung des Krankenhauses, den Neubau einer
Feuerwache oder um Klimaschutzmaßnahmen geht.

10

11

In Krisenzeiten darf nicht nur gekleckert werden. Brandenburg muss klotzen. Die
ökologischen und sozialen Herausforderungen erfordern mutige Investitionen in
eine fossilfreie Energieversorgung, den Erhalt unserer Infrastruktur sowie in
Forschung und Entwicklung, die jedoch durch die Schuldenbremse systematisch
behindert werden. Anstatt flexibel auf die Herausforderungen unserer Zeit
reagieren zu können, wird Brandenburg durch diese Beschränkung in einen engen
Korridor der finanziellen Enthaltsamkeit gedrängt. Daher muss die Schuldenbremse
abgeschafft oder um eine Investitionsregel ergänzt werden. Nur so kann ihre
Generationengerechtigkeit erhöht werden. Dazu müssen die Investitionen in einem
Vermögenshaushalt transparent dargestellt werden, um den Bürger*innen gegenüber
klar zu belegen, dass die Gelder für Investionen verwendet wurden. Wir fordern
die aktuelle Regierungskoalition auf, Ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag
einzuhalten und sich für eine Reform oder Abschaffung der
Schuldenbremse einzusetzen.

12 Schritt 2: die richtigen Prioritäten setzten 

13 1. Klimagerechtigkeit

14 Die Klimakrise ist die größte Bedrohung für unser Leben. Es braucht massive
Investitionen und ein schnelles Umdenken. Wir haben in der letzten Legislatur mit
dem Klimaplan und dem Mobilitätsgesetz einen wichtigen Grundstein gelegt, an den
zwingend angeknüpft werden muss. Die neue Landesregierung darf im nächsten
Haushalt den Rotstift nicht auf Kosten wichtiger Zukunftsprojekte ansetzten. Wir
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fordern die Landesregierung auf:

15 Die Umsetzung des Klimaplans ausreichend zu finanzieren und die Kommunen
bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen finanziell zu unterstützen, z.B.
durch den Aufbau einer Klima- und Energieagentur wie im Klimaplan
vorgesehen.

16 Den Umwelt- und Naturschutz in Brandenburg auszufinanzieren! Besonderen
Augenmerk legen wir hierbei auf die Finanzierung der Umweltverbände, die
wichtige Arbeit leisten.

17 Das Mobilitätsgesetz zu finanzieren und zügig umzusetzen, denn es bildet
die Grundlage für eine umwelt- und klimafreundliche, sozial gerechte und
verkehrssichere Fortbewegung.

18 2. Zukunftsgerechtigkeit 

19 Nachdem die SPD in den letzten 35 Jahren die Bildungsminister gestellt hat, will
sie das auch in den kommenden 5 Jahren tun. Es ist fraglich, ob die Partei, die
uns die Notlage im Bildungsbereich eingebrockt hat, die Lage verbessern kann.
Wenn dann der BSW-Finanzminister noch hinzufügt, dass es in Brandenburg nicht
mehr Geld für die Bildung braucht, sollten alle Alarmglocken läuten.

20 Brandenburgs Bildungslandschaft braucht mehr Geld für...

21 ... ein Kitagesetz, dass endlich die Kitafinanzierung auf verlässliche Füße
stellt und nicht jede Kommune im Regen stehen lässt.

22 ... Lehreraus- und weiterbildung im ganzen Land. Die Landesregierung muss
anfangen mindestens den eigenen Koalitionsvertrag zu diesem Thema
umzusetzen, anstatt nur Ankündigung auf Ankündigung folgen zu lassen.

23 ... leistungsstarke Brandenburger Hochschulen, die an der Zukunft forschen.
Der Wissenschaftsrat hat klare Empfehlungen für die Weiterentwicklung und
Investitionsbedarfe gegeben, die Landesregierung muss diesen endlich
folgen.

24 ... Sanierungen von Schulgebäuden. Die Landesregierung darf die Kommunen
beim Aufholen des Sanierungsstaus in Schulen und Kitas nicht allein lassen.

25 ...die Qualität und Nachfragebewältigung bei Berufsausbildungen. Die
Landesregierung muss die Berufsausbildung mit guten, regional verteilten
Berufsschulen und einem Ausbildungswerk Brandenburg attraktiver machen.
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26 3. Chancengerechtigkeit 

27 Frauen sind überproportional oft von Sparmaßnahmen betroffen, sei es durch
Kürzungen bei spezifischen Förderprogrammen oder indirekt durch Einsparungen im
sozialen Bereich. Dies widerspricht dem Grundsatz der Gleichberechtigung und kann
langfristig zu einer Verschärfung gesellschaftlicher Ungleichheiten führen. Die
Landesregierung muss sicherstellen, dass frauenpolitische Belange bei allen
Haushaltsentscheidungen angemessen berücksichtigt werden und Brandenburg seiner
Verantwortung für die Gleichstellung der Geschlechter auch in finanziell
herausfordernden Zeiten gerecht wird. Auch gilt es, Demokratie- und
Antidiskriminierungsprojekte nachaltig zu finanzieren. Wir fordern die
Fortstetzung

28 der Förderung bestehender und den Aufbau neuer Familienzentren

29 der vollständigen Umsetzung der Istanbul Konvention

30 der dauerhaften Finanzierung von Brandenburger Frauenverbänden

31 des Auf- und Ausbaus von queeren und Anitdiskriminierungsprojekten.

Begründung

Begründung erfolgt mündlich.

ACHTUNG: Der Landesvorstand plant nach der Bundestagswahl noch einen Dringlichkeitsantrag

einzureichen, der auf die Ergebnisse der Wahl eingeht.



54. LANDESDELEGIERTENKONFERENZ

15. März 2025 Schinkelhalle Potsdam

V1 Für eine faire Delegiertenverteilung: Stadt und Land ausgewogen

repräsentieren

Antragsteller*in: Lars Gindele (KV Potsdam)

Tagesordnungspunkt: TOP 13 Satzungsänderungen

Antragstext

1 Die aktuelle Delegiertenverteilung zur LDK basiert ausschließlich auf der
Mitgliederzahl der Kreisverbände und führt dazu, dass städtische Regionen
teilweise deutlich überrepräsentiert sind, während ländliche Regionen
Brandenburgs zu wenig berücksichtigt werden. Beispielsweise entfallen auf Potsdam
aktuell fast 20 % der Delegierten, während die Einwohnerzahl nur etwa 7 %
Brandenburgs entspricht. Dies widerspricht unserem Ziel, alle Perspektiven in
Brandenburg ausgewogen abzubilden.

2 Die Wahlergebnisse dieses Superwahljahrs haben uns gezeigt, dass wir in einem
Flächenland wie Brandenburg als Partei an Relevanz verlieren, wenn wir die
Perspektiven und Lebensrealitäten der Menschen in den ländlichen Regionen nicht
ausreichend einbeziehen. Besonders die Ergebnisse der Landtagswahl 2024
verdeutlichen, dass wir als Partei in den ländlichen Regionen nicht stark genug
verankert sind. Unsere Inhalte und Kommunikation sind übermäßig städtisch
geprägt, was den Eindruck verstärkt, dass wir überwiegend die Interessen des
Berliner Ballungsraums vertreten.

3 Die Wahlergebnisse zeigen regelmäßig, dass die Entfremdung zwischen den Menschen
in ländlichen Regionen und den politischen Parteien zunimmt. Um dem
entgegenzuwirken und die Perspektiven der ländlichen Regionen Brandenburgs
stärker in unseren Beschlüssen, der thematischen Ausrichtung und
Prioritätensetzung zu berücksichtigen, soll der Berechnungsschlüssel für die
Delegiertenzahl künftig auch die tatsächliche Bevölkerungsverteilung im Land
einbeziehen. Neben der Mitgliederzahl sollen auch die Einwohnerzahlen der den
Kreisverbänden entsprechenden Landkreise bzw. kreisfreien Städte berücksichtigt
werden, um eine gerechtere und breitere Repräsentation der Brandenburger
Bürgerinnen und Bürger innerhalb unserer Partei zu gewährleisten.

4 Daher möge die Landesdelegiertenkonferenz beschließen, die Satzung des
Landesverbands Brandenburg wie folgt zu ändern:

5 Zusätzlich zu den Grundmandaten wird die Delegiertenzahl eines Kreisverbands
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V1 Für eine faire Delegiertenverteilung: Stadt und Land ausgewogen repräsentieren

durch eine Mischregelung ermittelt, die sowohl die Mitgliederzahl des
Kreisverbands als auch die Einwohnerzahl des entsprechenden Landkreises bzw. der
kreisfreien Stadt berücksichtigt. Die Berechnung wird wie folgt durchgeführt:

6 1. Grundmandate: Jeder Kreisverband erhält weiterhin zwei Grundmandate.

7 2. Zusatzmandate durch Mitglieder: 50 % der zusätzlichen Delegiertenmandate
werden auf Basis der Mitgliederzahl des Kreisverbands berechnet. Dafür wird
die Zahl der Mitglieder des Kreisverbands mit 50 multipliziert und das
Ergebnis durch die Gesamtmitgliederzahl des Landesverbands dividiert.

8 3. Zusatzmandate durch Einwohner: Die verbleibenden 50 % der zusätzlichen
Delegiertenmandate werden auf Basis der Einwohnerzahl des dem Kreisverband
entsprechenden Landkreises bzw. der kreisfreien Stadt berechnet. Dafür wird
die Einwohnerzahl mit 50 multipliziert und das Ergebnis durch die
Gesamteinwohnerzahl des Landes Brandenburg dividiert.

9 4. Ermittlung der Gesamtdelegiertenanzahl: Die Gesamtzahl der Delegierten
eines Kreisverbands ergibt sich aus der Summe der Grundmandate, der Mandate
durch Mitglieder und der Mandate durch Einwohnerzahl.

10 Sollte die Berechnung zu einem Bruchteil von Mandaten führen, wird auf die
nächste ganze Zahl kaufmännisch gerundet.

Begründung

Mit der zusätzlichen Berücksichtigung der Einwohnerzahlen repräsentieren die Delegierten stärker auch die

Perspektiven einer Region und nicht nur, auf die Partei bezogen, die Anzahl der Mitglieder eines

Kreisverbands (Geeignete Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg; https://www.statistik-

berlinbrandenburg.de/bevoelkerung/demografie/bevoelkerungsstand).

Es ist uns bewusst, dass diese Satzungsänderung für einige wenige Kreisverbände eine Reduktion ihrer

Delegiertenzahl bedeutet. Doch wir wollen Brandenburg in seiner ganzen Vielfalt besser abbilden – besonders

dort, wo wir bisher unterrepräsentiert und weniger verankert sind. Die Stärke und Relevanz unserer Partei wird

letztlich davon abhängen, wie gut es uns gelingt, auch die ländlichen Räume im Blick zu haben und ihre

Anliegen ernst zu nehmen.

Delegierte vertreten in erster Linie die Mitglieder, aber diese agieren nicht im luftleeren Raum. Ihre Beschlüsse

entstehen im gesellschaftlichen Kontext. Wenn unsere LDKs unverhältnismäßig vom Ballungsraum geprägt

werden, bleiben wichtige Perspektiven ländlicher Regionen vernachlässigt – und das schwächt unsere

politische Relevanz als Partei für ganz Brandenburg.

Durch die Einführung dieses Mischmodells für die Berechnung des Delegiertenschlüssels werden nicht nur die
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V1 Für eine faire Delegiertenverteilung: Stadt und Land ausgewogen repräsentieren

Parteimitglieder fair repräsentiert, sondern auch die allgemeine Bevölkerung in allen Regionen. Dies schafft

eine gerechtere und breitere Repräsentation innerhalb unserer Partei, wodurch sich mehr Menschen aus

ländlichen Gebieten politisch vertreten und zur Mitgestaltung motiviert fühlen.

Beispielhafte Auswirkungen der Änderung:

Untenstehend sind die zu erwartenden Veränderungen für 2025 in der Delegiertenverteilung durch das

vorgeschlagene Mischmodell im Vergleich zum aktuellen Delegiertenschlüssel.

BAR: 10 -> 10; BRB: 5 -> 5; C: 5 -> 5; LDS: 8 -> 8; EE: 3 -> 5; FFO: 4 -> 4; HVL: 10 -> 9; MOL: 7 -> 9; OHV:

10 -> 10; OSL: 3 -> 5; LOS: 6 -> 8; OPR: 5 -> 6; P: 26 -> 18; PM: 15 -> 13; PR: 4 -> 4; SPN: 3 -> 5; TF: 7 -> 8;

UCK: 6 -> 6

(Kreisverband: LDK Delegierte 2025 -> LDK Delegierte nach Mischform; Basis ist der Mitgliederstand

31.12.2024)

Demnach würden 7 Kreisverbände im Jahr 2025 von der Neuverteilung profitieren. Dies stellt sicher, dass

keine Region extrem über- oder unterrepräsentiert wird, sondern die Mandate gemäß der Einwohner- und

Mitgliederzahl ausgewogen verteilt werden. Die Anzahl der Gesamtdelegierten kann durch

Rundungsdifferenzen minimal von den aktuell 136 abweichen.

Unterstützer*innen
Juliane Roschitz (KV Märkisch-Oderland), Anja Richter (KV Märkisch-Oderland), Marian

Sutholt (KV Märkisch-Oderland), Tobias Rohrberg (KV Märkisch-Oderland), Astrid Ahner

(KV Märkisch-Oderland), Martin Wilke (KV Märkisch-Oderland), Dominik Chadid (KV

Märkisch-Oderland), Thorsten Altmann (KV Elbe-Elster), Jürgen Brückner (KV Elbe-Elster)



54. LANDESDELEGIERTENKONFERENZ

15. März 2025 Schinkelhalle Potsdam

V2 Migrationspolitik mit Menschlichkeit statt Reaktionismus

Gremium: GRÜNE JUGEND Brandenburg

Beschlussdatum: 13.02.2025

Tagesordnungspunkt: TOP 14 Anträge Verschiedenes

Antragstext

1 Über die letzen Jahre ist die Migration künstlich zu einem der zentralen Themen
der Politik geworden. Sie nimmt sowohl in der gesellschaftlichen Stimmung als
auch in Politik und Medien seit langer Zeit wieder einen hohen Stellenwert ein
und das obwohl die Zahl der Asylbewerber*innen rückläufig ist. Rechtsextreme
instrumentalisieren die Ängste und Nöte von Menschen, um gegen geflüchtete
Personen zu hetzen, statt Vorschläge zur Verbesserung der Lebenssituation aller
zu machen. Sie machen dabei die Schwächsten in der Gesellschaft zu Sündenböcken.

2 Statt dieser menschenfeindlichen und rassistischen Diskursverschiebung
entgegenzutreten, nähern sich demokratische Parteien regelmäßig den Positionen
und Forderungen von Rechtsextremen an und betreiben eine restriktive Migrations-
und Asylpolitik. Mit fatalen folgen in sämtlichen Lebensbereichen von
Geflüchteten: Von den Asylverfahren über die Unterbringungspraxis und
Integrationsmöglichkeiten bis hin zur sozialen und medizinischen Versorgung - und
das gesellschaftliche Klima insgesamt. Diese Annäherungen helfen nicht, den
Sorgen der Menschen entgegenzutreten, stattdessen tragen sie zu einer
Legitimierung rechtsextremer Standpunkte bei. Die demokratischen Parteien laufen
Gefahr, ihren Wertekompass zu verlieren und sich von einer
menschenrechtsbasierten Politik zu entfernen.

3 Auch Bündnis 90/Die Grünen tragen dazu bei, indem Beschlüsse für eine
restriktivere Migrationspolitik gefasst und gerechtfertigt werden, neuerdings
sogar durch den “Zehn Punkte Plan für eine bessere Sicherheit” von Robert Habeck.
Eine Partei, die sich selbst als Partei der Menschenrechte sieht, sollte nicht
mehr Abschiebungen oder ein härteres Vorgehen an den EU-Außengrenzen fordern. Wir
als Bündnisgrüne müssen wieder deutlicher sagen: Deutschland braucht wieder eine
Willkommenskultur!

4 Als Partei und Landesverband müssen wir dazu beitragen, den Diskurs aktiv nach
links zu verschieben und klar zu machen, dass Humanität und soziale Gerechtigkeit
gegen Ängste und Sorgen helfen.
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V2 Migrationspolitik mit Menschlichkeit statt Reaktionismus

5 Nicht nur bundesweit, auch in Brandenburg steht die Migrationspolitik unter
Beschuss von rechts: Nach der Landtagswahl im letzten Jahr sind die Stimmen für
eine humane Asylpolitik im Landtag deutlich leiser geworden. Es ist keine Partei
mehr im Brandenburger Parlament vertreten, welche sich für Integration und
Bleiberecht einsetzt, stattdessen ist zu befürchten, dass sich die Fraktionen im
Landtag in ihrem Abschiebefetisch gegenseitig überbieten werden.

6 Mit der Ernennung der Hardlinerin Katrin Lange zur Innenministerin zeigt die
Koalition eines ganz deutlich: Abschottung soll Priorität haben, nicht aber der
Einsatz für geflüchtete Menschen und deren Integration.

7 Umso wichtiger ist es, dass wir als Bündnisgrüne in Brandenburg im Verbund mit
den zivilgesellschaftlichen Organisationen und Initiativen von Betroffenen gegen
weitere Asylrechtsverschärfungen in Brandenburg mobilisieren und die Zeit in der
außerparlamentarischen Opposition nutzen, um diese Kontakte zu stärken. Dabei
müssen wir uns auch dafür einsetzen, dass Menschenrechte gewahrt werden und
Integration gelingt, indem wir geflüchteten Menschen eine menschenwürdige
Aufnahme, Teilhabe und auch rasch ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen. Wir
müssen wieder als die Partei wahrgenommen werden, die uneingeschränkt für
Humanität und Menschenrechte in der Migration steht.

8 Die Landesdeligiertenkonferenz beschließt daher für Brandenburg folgende
Forderungen:

9 Es soll in Brandenburg keine Art von Abschiebezentrum geben und die
Planungen für das Abschiebezentrum am BER müssen eingestellt werden

10 Die Bezahlkarte ist integrationshemmend, diskriminierend und ein
Bürokratiemonster, sie gehört in allen Landkreisen abgeschafft bzw. gar
nicht erst eingeführt

11 Es soll ein Landes-Partizipations- und Integrationsgesetz geben, das für
mehr Verbindlichkeit und Verlässlichkeit in der Integrationsarbeit und für
migrantische Repräsentations- und Partizipationsstrukturen sorgt

12 Wiedereinführung und Ausweitung von Landesaufnahmeprogrammen, besonders für
vulnerable, verfolgte und vor Krieg geflüchtete Menschen

13 Stärkung statt Kürzung der Migrationssozialarbeit, angemessene Ausstattung
von Ausländer- und Migrationsbehörden und Digitalisierung von
Behördenvorgängen, sowie die Integrationsfreundliche Auslegung
bundesrechtlicher Bleiberechtsstrukturen

14 Es sollen überall auf der Ebene der Kreistage und
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Stadtverordnetenversammlungen verpflichtend Migrantenbeiräte oder ähnliche
Formen der organisierten Beteiligung für Migrant*innen, sowie hauptamtliche
Integrationsbeauftragte geben

15 An die Bundespolitik richtet die Landesdeligiertenkonferenz folgende Forderungen:

16 Der Landesvorstand setzt sich im Bundesverband von Bündnis 90/Die Grünen 
klar gegen Verschärfungen der Asylpolitik ein

17 Asylreschtsverschärfungen als Ergebnis von Sondierungs- und
Koalitionsverhandlungen werden entschieden abgelehnt, Mitglieder des
Bundestages werden aufgefordert sich dementsprechend zu positionieren

18 Es darf keine Vermischung von Asyl- und Strafrecht geben. Wer Asylbeantragt
verdient ein rechtstaatliches, faires und schnelles Verfahren

Begründung

erfolgt mündlich
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